
 
 

Regierungsratsbeschluss vom 25. November 2008 

 

 Nr. 2008/2062   

Vernehmlassung zur Parlamentarischen Initiative SchKG - Begrenzung des Konkursprivilegs für 

Arbeitnehmerforderungen 

Schreiben an das Bundesamt für Justiz 

  

1. Erwägungen 

Mit Schreiben vom 29. September 2008 gelangt die Kommission für Rechtsfragen des Nationalrates 

an die Kantonsregierungen und ersucht um eine Stellungnahme zum Vorentwurf zur Parlamentarischen 

Initiative SchKG - Begrenzung des Konkursprivilegs für Arbeitnehmerforderungen. Das Finanzdeparte-

ment hat die Vernehmlassung vorbereitet und legt sie zur Beratung und Beschlussfassung vor. 

2. Beschluss 

Das Schreiben an das Bundesamt für Justiz betreffend Änderung des Bundesgesetzes über die 

Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) wird beschlossen. 
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